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4. Hauptstück 

Unionsrechtliches Aufenthaltsrecht 

Unionsrechtliches Aufenthaltsrecht von EWR-Bürgern für mehr als drei Monate 

§ 51. (1) Auf Grund der Freizügigkeitsrichtlinie sind EWR-Bürger zum Aufenthalt für mehr als drei 
Monate berechtigt, wenn sie 

 1. in Österreich Arbeitnehmer oder Selbständige sind; 

 2. für sich und ihre Familienangehörigen über ausreichende Existenzmittel und einen umfassenden 
Krankenversicherungsschutz verfügen, so dass sie während ihres Aufenthalts weder 
Sozialhilfeleistungen noch die Ausgleichszulage in Anspruch nehmen müssen, oder 

 3. als Hauptzweck ihres Aufenthalts eine Ausbildung einschließlich einer Berufsausbildung bei 
einer öffentlichen Schule oder einer rechtlich anerkannten Privatschule oder Bildungseinrichtung 
absolvieren und die Voraussetzungen der Z 2 erfüllen. 

(2) Die Erwerbstätigeneigenschaft als Arbeitnehmer oder Selbständiger gemäß Abs. 1 Z 1 bleibt dem 
EWR-Bürger, der diese Erwerbstätigkeit nicht mehr ausübt, erhalten, wenn er 

 1. wegen einer Krankheit oder eines Unfalls vorübergehend arbeitsunfähig ist; 

 2. sich als Arbeitnehmer bei ordnungsgemäß bestätigter unfreiwilliger Arbeitslosigkeit nach mehr 
als einjähriger Beschäftigung der zuständigen regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice 
zur Verfügung stellt; 

 3. sich als Arbeitnehmer bei ordnungsgemäß bestätigter unfreiwilliger Arbeitslosigkeit nach Ablauf 
seines auf weniger als ein Jahr befristeten Arbeitsvertrages oder bei im Laufe der ersten zwölf 
Monate eintretender unfreiwilliger Arbeitslosigkeit der zuständigen regionalen Geschäftsstelle 
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des Arbeitsmarktservice zur Verfügung stellt, wobei in diesem Fall die 
Erwerbstätigeneigenschaft während mindestens sechs Monaten erhalten bleibt, oder 

 4. eine Berufsausbildung beginnt, wobei die Aufrechterhaltung der Erwerbstätigeneigenschaft 
voraussetzt, dass zwischen dieser Ausbildung und der früheren beruflichen Tätigkeit ein 
Zusammenhang besteht, es sei denn, der Betroffene hat zuvor seinen Arbeitsplatz unfreiwillig 
verloren. 

(3) Der EWR-Bürger hat diese Umstände, wie auch den Wegfall der in Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten 
Voraussetzungen der Behörde unverzüglich, bekannt zu geben. Der Bundesminister für Inneres ist 
ermächtigt, die näheren Bestimmungen zur Bestätigung gemäß Abs. 2 Z 2 und 3 mit Verordnung 
festzulegen. 
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